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Erster Teil 

Der wirtschaftspolitische Anlaß der Untersuchung 

§ 1 Der Tarifvorbehalt im Spannungsverhältnis 
von Tarif- und Betriebsautonomie 

"ln der Vorschrift des § 59 BetrVG bricht sich die Vernunft und siegt die Ideologie; 
es nimmt daher nicht wunder, daß die Entscheidungen, die § 59 BetrVG zum Siege 
verhelfen, meist auch die praktische Vernunft besiegen" I. 

Auch nach mittlerweile über 30 Jahren hat diese einst in bezug auf die Vor-
gängernorm des § 77 Abs. 3 BetrVG getroffene Feststellung Säckers, so wird 
jeder Kundige zugeben müssen, nichts von ihrer Richtigkeit und Aktualität ein-
gebüßt. Treffender als anband einer solchen - teils provokanten, teils resignie-
renden2 - Einschätzung läßt sich bis heute die Bedeutung, besser: das Dilemma 
des in dieser Vorschrift statuierten Tarifvorbehalts kaum umschreiben. Nüch-
tern betrachtet bildet § 77 Abs. 3 BetrVG mit dem in ihm normierten Vorrang 
tariflicher vor betrieblicher Normsetzung den archimedischen Punkt im Ver-
hältnis von Tarifautonomie und Betriebsautonomie, die Achillesferse der - in 
Deutschland im Vergleich zu anderen Ländern in einzigartiger Weisel - durch 
einen Dualismus betrieblicher und überbetrieblicher Vertretung der Arbeitneh-
merinteressen gekennzeichneten Arbeitsverfassung. Bei Lichte besehen zieht 
der Tarifvorbehalt damit aber gleichsam die Grenzlinie zwischen zwei seit ihrer 
Entstehung stets konkurrierenden, mitunter auch heftig rivalisierenden Model-
len zur gerechten Vereinbarung der fiir die Vielzahl von Arbeitnehmern exi-
stentiell wichtigen Arbeitsbedingungen: Der auf Interessengegensatz und Kon-
flikt beruhenden Tarifautonomie mit ihrer Waffe des Arbeitskampfes steht ge-
genüber die Betriebsverfassung als ein Paradigma einvernehmlicher Einigung 
und partnerschaftlichen Zusammenwirkens4• In Anbetracht dieses Gegensatzes 

I Säcker, RdA 1967,370. 
2 Die Feststellung bedeutet Provokation und Resignation zugleich, weil doch ande-

rerseits gerade die Vernunft als die höchste Quelle des Naturrechts gilt, die alles andere 
Recht bricht (Fehr [Deutsche Rechtsgeschichte, S. 259) unter Bezugnahme auf die 
Rechts- und Staatslehre Immanuel Kants). 

3 Zur Sonderstellung der deutschen Betriebsverfassung im internationalen Vergleich 
insbes. Neuloh, Betriebsverfassung, S. 1 tf. 

4 In diesem terminologischen und sachlichen Sinne die Gegenüberstellung tarifli-
cher und betrieblicher Mitbestimmung durch das Mitbestimmungsurteil des BVerfG 
(E 50, 290 [371)). 
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verwundert es nicht, daß das Konkurrenzverhältnis tariflicher und betrieblicher 
Mitbestimmung seit nunmehr über einem Jahrhundert das wissenschaftlich 
meist beackerte Feld des Arbeitsrechts darstelltS, § 77 Abs. 3 BetrVG konkret 
zu dessen wohl heftigst umstrittener Vorschrift und nicht zuletzt zu einem 
Tummelplatz häufig emotional bis ideologisierend gefilhrter Diskussionen ge-
worden ist. 

Die durch die Fassung des Tarifvorbehalts im Detail aufgeworfenen Fragen, 
denen im Verlauf der vorliegenden Arbeit nachgegangen werden soll, sind 
ebenso zahlreich wie vielfältig. Eine von ihnen sei bereits jetzt gesondert her-
vorgehoben: Sie läßt sich dahingehend formulieren, ob die Vorschrift des § 77 
Abs. 3 BetrVG ihre Sperrwirkung ausschließlich in Betrieben tarif gebundener 
Arbeitgeber entfaltet, oder aber auch nicht einem Arbeitgeberverband angehö-
rende Unternehmer gehindert sind, bei Bestehen oder Üblichkeit einer tarifli-
chen Regelung mit ihrem Betriebsrat Betriebsvereinbarungen abzuschließen. 
Während die meisten der hinsichtlich des Tarifvorbehalts strittigen Problem-
punkte in der Vergangenheit zum Gegenstand nahezu zahlloser sich in umfas-
sender Weise mit ihnen auseinandersetzender Untersuchungen gemacht worden 
sind6, fällt bereits bei einer nur überblickartigen Durchsicht des Schrifttums auf, 

5 So haben sich die wohl bedeutendsten arbeitsrechtlichen Habilitationsschriften der 
Nachkriegszeit mit den Voraussetzungen und Grenzen der Tarifautonomie sowie der 
Betriebsverfassung und somit nicht zuletzt auch mit dem Verhältnis beider Kollektiv-
autonomien zueinander befaßt (Biedenkopf, Grenzen der Tarifautonomie, 1964; Richar-
di, Kollektivgewalt und Individualwille bei der Gestaltung des Arbeitsverhältnisses, 
1968; Säcker, Gruppenautonomie und Übermachtkontrolle im Arbeitsrecht, 1972; 
Kreutz, Grenzen der Betriebsautonomie, 1979; Jahnke, Tarifautonomie und Mitbestim-
mung, 1984); gerade auch in jüngster Zeit ist die Gesamtproblematik verstärkt zum Ge-
genstand grundlegender Untersuchungen gemacht worden: Reichold, Betriebsverfassung 
als Sozial privatrecht, 1995; Waltermann, Rechtsetzung durch Betriebsvereinbarung zwi-
schen Privatautonomie und Tarifautonomie, 1996; Rieble, Arbeitsmarkt und Wettbe-
werb - Der Schutz von Vertrags- und Wettbewerbsfreiheit im Arbeitsrecht, 1996; Veit, 
Die funktionelle Zuständigkeit des Betriebsrats, 1998. 

6 V gl. z. B. die zahlreichen monographischen Stellungnahmen, die sich mit dem 
Günstigkeitsprinzip allgemein und seiner Geltung im Verhältnis zwischen Tarifvertrag 
und Betriebsvereinbarung und damit innerhalb des § 77 Abs. 3 BetrVG (= § 59 BetrVG 
1952) im speziellen beschäftigen: grundleg. Wlotzke, Das Günstigkeitsprinzip im Ver-
hältnis des Tarifvertrags zum Einzelarbeitsvertrag und zur Betriebsvereinbarung, 1957, 
insbes. S. 128 ff.; Fette, Der Günstigkeitsvergleich im Urlaubsrecht, 1967, insbes. S. 14 
ff.; Courth, Günstigkeitsprinzip und Günstigkeitsvergleich im Spannungsfeld zwischen 
Individual- und Kollektivrecht, 1969; Papritz, Das Günstigkeitsprinzip im Arbeitsrecht, 
auch in verfassungsrechtlicher Sicht, 1978; Belling, Das Günstigkeitsprinzip im Arbeits-
recht, 1984, insbes. S. 157 ff.; Schulze, Das Günstigkeitsprinzip im Tarifvertragsrecht, 
1985; Mayer, Das Verhältnis des Tarifvertrages zu späteren günstigeren Absprachen, 
1986; Tech, Das Günstigkeitsprinzip und Günstigkeitsbeurteilung im Arbeitsrecht, 
1987, insbes. S. 27 ff., 146 ff. u. 172 ff.; Krummei, Die Geschichte des Unabdingbar-
keitsgrundsatzes und des Günstigkeitsprinzips im Tarifvertragsrecht, 1991, insbes. 
S. 190 ff.; Th. Schmidt, Das Günstigkeitsprinzip im Tarifvertrags- und Betriebsverfas-
sungsrecht. Zugleich ein Beitrag zum Verhältnis von Tarifvertrag und Betriebsvereinba-
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daß besagte Fragestellung bislang noch nicht eine hinreichend ausfiihrliehe und 
sich insbesondere in gebotener Weise auf die allgemeinen (d.h. die historischen, 
funktionellen und verfassungsrechtlichen) Grundlagen des § 77 Abs. 3 BetrVG 
rückbesinnende Aufarbeitung gefunden hat, zumeist vielmehr allenfalls am 
Rande mitbehandelt wird? Grund hierfUr dürfte nicht zuletzt sein, daß - obwohl 
seit jeher zumindest nicht verkannt wird, daß gewichtige Argumente fUr eine 
Beschränkung des Tarifvorbehalts auf Betriebe tarif gebundener Arbeitgeber 
streiten - dennoch mittlerweile in gegenteiliger Hinsicht eine die wissenschaft-
liche Diskussion lähmende "Verfestigung der Rechtslage"S eingetreten ist. Die 
jüngste Entwicklung der ökonomischen Rahmenbedingungen des Wirtschafts-
standorts Deutschland hat jedoch nicht nur den Tarifvorbehalt allgemein mit 
bislang ungeahnter Schärfe zur Zielscheibe des arbeitsrechtlichen, wirtschafts-
wissenschaftlichen und sogar tagespolitischen Interesses werden lassen, sondern 
bietet nicht zuletzt Anlaß, der Frage nach dem Erfordernis der Tarifbindung des 
Arbeitgebers innerhalb des mit der vorgelegten Untersuchung erstrebten (besse-
ren) Verständnisses des Tarifvorbehalts im Spannungsverhältnis zwischen Ta-
rif- und Betriebsautonomie besondere Aufinerksamkeit zu schenken. 

rung, 1994, insbes. S. 96 ff. u. 129 ff.; Tyska, Das Günstigkeitsprinzip im Tarifvertrags-
recht, 1994, insbes. S. 55; Krauss, Günstigkeitsprinzip und Autonomiebestreben am 
Beispiel der Arbeitszeit, 1995, insbes. S. 69 ff. u. 121 ff. 

7 Beispielhaft Waltermann (Rechtsetzung, S. 284), welcher der Problematik in sei-
ner - zugegeben eher auf Grundlagenfragen als auf konkrete Auslegungsprobleme des 
§ 77 Abs. 3 BetrVG gerichteten - Arbeit unter Verweis auf die "zutreffende herrschende 
Auffassung" ganze zwei Sätze widmet; ausfllhrlichere Darstellungen mit dem Versuch 
eines eigenen Lösungsansatzes finden sich nur im älteren Schrifttum: vg\. Eickelberg, 
Betriebsvereinbarung, S. 120 ff.; hinsicht\. § 59 BetrVG 1952 ansatzweise Wlotzke, 
Günstigkeitsprinzip, S. 140 ff.; jetzt aber auch Richardi, FS fIlr Schaub, S. 639 (644 ff.); 
Fischer, Betriebsvereinbarungen, S. 200 ff. 

8 So unlängst die fast resignierende Einschätzung von Buchner, OB 1997,573; krit. 
zum Standpunkt der Rspr. jetzt erneut derselbe, FS fIlr Wiese, S. 55 (56 ff.). 


